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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Mit einer Motion Schmid-Federer (cvp, ZH) möchte der Nationalrat den Bundesrat
beauftragen, eine nationale Strategie gegen Cyberbullying und Cybermobbing
auszuarbeiten. Die Strategie sollte mindestens eine national koordinierte Bekämpfung,
eine zentrale Anlaufstelle für Opfer und Eltern sowie eine breit angelegte nationale
Aufklärungskampagne umfassen. Der Bundesrat sah jedoch aufgrund der 2010
lancierten Programme „Jugend und Gewalt“ und „Jugend und Medien“ keinen
Handlungsbedarf. Der Ständerat äusserte sich im Berichtsjahr noch nicht zum
Anliegen. 1

MOTION
DATUM: 05.03.2014
NADJA ACKERMANN

Eine Motion Schmid-Federer (cvp, ZH) zur Ausarbeitung einer nationalen Strategie
gegen Cyberbullying und Cybermobbing wurde von der kleinen Kammer in der
Herbstsession 2015 abgelehnt. Im Vorjahr war der Vorstoss im Nationalrat überwiegend
auf Unterstützung gestossen. Der Ständerat folgte mit dem Entscheid den Anträgen des
Bundesrates und seiner Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur. Vor dem
Hintergrund der erfolgreichen Förder- und Präventionsmassnahmen im Rahmen der
beiden nationalen Programme «Jugend und Medien» sowie «Jugend und Gewalt» sei
der Nutzen der geforderten nationalen Strategie grundsätzlich in Frage zu stellen. Ein
weiterer Kritikpunkt war die angezweifelte Effektivität der zentralen Anlaufstelle; die
Zuständigkeit wurde hier primär bei den Kantonen gesehen. 2

MOTION
DATUM: 08.09.2015
KARIN FRICK

Kriminalität

Der Nationalrat überwies eine Motion Hochreutener (cvp, BE) für ein Verbot des
Verkaufs von gewalttätigen Computerspielen (so genannte Ego-Shooter) an Kinder und
Jugendliche. Obwohl der Bundesrat für Ablehnung plädierte, weil die rechtlichen
Grundlagen für ein Verbot für die Darstellung von grausamer Gewalt bereits bestehen
und Verkaufseinschränkungen unter dem Aspekt des Jugendschutzes in der Kompetenz
der Kantone liegen, überwies der Nationalrat den Vorstoss. Noch weiter geht eine vom
Nationalrat ebenfalls gutgeheissene Motion (09.3422) Allemann (sp, BE), die ein
grundsätzliches Verbot der Herstellung, des Verkaufs und der Weiterverbreitung von
Computerspielen fordert, bei denen „grausame Gewalttätigkeiten gegen Menschen und
menschenähnliche Wesen zum Spielerfolg beitragen“. In der Herbstsession
verabschiedete der Nationalrat auch noch ein Postulat Schmid-Federer (cvp, ZH),
welches vom Bundesrat einen Forschungsbericht zum grundsätzlichen
Gefährdungspotential von Computerspielen, namentlich auch in Bezug auf Suchtgefahr,
fordert. 3

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Einige Parlamentarierinnen und Parlamentarier der CVP-Fraktion machten ihrem Ärger
über die ihres Erachtens nur sehr schleppend vorankommende Regierungsreform mit
Vorstössen Luft. Mit seiner Motion 09.3447 wollte etwa Norbert Hochreutener (cvp, BE)
gleich eine eigene Reform vorschlagen, die aus der Regierung ein effizientes und
handlungsfähiges Gremium machen sollte. Die Motion wurde im Nationalrat deutlich
abgelehnt. Einen Teilerfolg erzielte die Motion Häberli-Koller (cvp, TG) (09.3105), die
eine Reaktivierung der Regierungsreform verlangte. Das Anliegen wurde in der grossen
Kammer angenommen, im Ständerat hingegen abgelehnt. Schmid-Federer (cvp, ZH)
(Fra. 11.5233) doppelte schliesslich in einer Fragestunde nach und erkundigte sich nach
den Gründen für die Verspätung der Reform. Die Antwort des Bundesrates deckte sich
mit dem Hauptargument gegen die beiden abgelehnten Motionen: Die Regierung hatte
im Oktober 2010 eine Zusatzbotschaft zur Regierungsreform verabschiedet, auf welche
die staatspolitische Kommission des Nationalrates in der Zwischenzeit – knapp mit 11 zu
9 Stimmen – eingetreten war. Der Ball lag bei der Subkommission, der das Geschäft

MOTION
DATUM: 07.06.2011
MARC BÜHLMANN
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übertragen worden war und die Vorschläge prüfen sollte, die weitergehen als jene des
Bundesrates. 4

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Die SGK des Nationalrates forderte den Bundesrat in einer Motion auf, das
Bundesgesetz über die Krankenversicherung so zu ändern, dass Praktikumsplätze in
privaten Praxen und ausserklinischen Bereichen im Rahmen der Ausbildung für
nichtuniversitäre Gesundheitsberufe ermöglicht werden. Dadurch soll der sinkenden
Anzahl von Ausbildungsplätzen bei steigendem Personalbedarf Rechnung getragen
werden. Gegenwärtig dürfen Praktika nicht von privaten Praxen oder anderen
ambulanten Leistungserbringern angeboten werden, was vor allem für Studierende
diverser Fachhochschul-Studiengänge ein Problem darstelle. Vier Punkte sollen
deswegen mit einer Neuregelung angegangen werden: Die Sicherstellung des
Kompetenzenerwerbs, der in vielen Fachrichtungen zu einem relevanten Anteil in
Praktika gewonnen wird; das Angebot an Praktikumsplätzen hoch halten, denn in den
problematischen Studiengängen wird bereits ein Numerus clausus angewendet, was
den Fachkräftemangel noch anheizt; ebendiesem Fachkräftemangel Einhalt gebieten,
indem eine erhöhte Zahl von Praktikumsplätzen die Ausbildung in der Schweiz stärkt
(wie im Rahmen von Gesundheit 2020 vorgesehen); und eine Gleichberechtigung von
stationärem und ambulanten Bereich erzielen, da die Ausbildungskosten in diesen
beiden Sparten gemäss Tarifkalkulation im KVG nicht gleichmässig abgegolten werden
können. Die Motion war kommissionsintern umstritten, denn fast die Hälfte der 25-
köpfigen Kommission stellte sich mit dem Antrag auf Ablehnung gegen das Anliegen.
Der Bundesrat teilte grundsätzlich die Sorgen und Vorschläge zur Lösung der
geschilderten Problematik, er sah aber den Weg über das KVG als den falschen an. Die
OKP sei eine Sozialversicherung und deswegen nicht geeignet, um Ausbildungen zu
finanzieren. Die OKP sei dazu da, Kosten für medizinische Leistungen zu decken.
Leistungen, die aufgrund des Risikos Krankheit anfallen, um Diagnosen zu stellen und
um Behandlungen durchzuführen. Das durch die Prämien angehäufte Kapital solle nicht
dazu dienen, Ausbildungskosten mitzutragen. Weil Fachkräftemangel, zu wenige
Ausbildungsplätze sowie eine Ungleichbehandlung der Bereiche erkannt wurden, zeigte
sich die Regierung aber bereit, den Kantonen bei der Lösungsfindung beizustehen und
dem Parlament Bericht zu erstatten.
Im Nationalratsplenum wurde die Motion nur kurz behandelt und
Kommissionssprecherin Schmid-Federer (cvp, ZH) brachte in ihrer Begründung für die
Motion vor allem die Sorge um den Fachkräftemangel im Gesundheitsbereich zum
Ausdruck, der zwar immer wieder zur Sprache käme, gegen den aber auch im Parlament
jeweils nicht viel Konkretes unternommen werde. Mit diesem Vorstoss könne ein Schritt
gegangen werden, der erst noch kostenneutral umgesetzt werden könnte. Gegen den
Vorstoss stand Raymond Clottu (svp, NE) ein, der die Meinung des Bundesrats teilte,
dass keinesfalls die OKP als Finanzierungskanal herhalten dürfe. Gleich argumentierte
Bundesrat Berset, der die Meinung der Regierung vertrat und gegen die Motion warb,
die allerdings mit 92 zu 89 Stimmen und 3 Enthaltungen knapp angenommen und damit
dem Ständerat zur Weiterbearbeitung überlassen wurde. 5

MOTION
DATUM: 07.06.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Soziale Gruppen
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Familienpolitik

En septembre 2008, la députée Schmid-Federer déposait une motion demandant un
congé parental partiel. Elle souhaitait que le congé financé par l'allocation perte de
gains (APG) de 14 semaines soit librement réparti entre les deux parties parentales, à
l'exception de l'interdiction légale de travailler, réservée à la mère. Le Conseil fédéral
s'est opposé à la motion, qui a été classée car le conseil n'a pas achevé son examen
dans le délai réglementaire de deux ans. Cette motion s'ajoute à une longue liste
d'objet parlementaires plebiscitant un congé parental.

MOTION
DATUM: 01.10.2010
SOPHIE GUIGNARD

Ohne Erfolg war eine Motion Schmid-Federer (cvp, ZH) zur Einführung eines
unbezahlten Vaterschaftsurlaubs. Damit sollte sichergestellt werden, dass Väter einen
Anspruch auf eine unbezahlte Freistellung von maximal vier Wochen haben, um die
frühkindliche Entwicklung mitzuerleben und die Mutter zu entlasten. Die Motion fand
im Nationalrat keine Mehrheit und wurde abgelehnt. Eine ähnliche Forderung stellte
der Dachverband der Arbeitnehmer Travailsuisse im Mai. Er verlangte 20 Tage Ferien für
alle Väter nach der Geburt eines Kindes und eine Erwerbsersatzrate von 80 Prozent des
Lohnes. Die Finanzierung sollte nach Ansicht des Verbands über die
Erwerbsersatzordnung (EO) gesichert werden. 6

MOTION
DATUM: 30.09.2011
ANITA KÄPPELI

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Neue Medien

Im September nahm der Ständerat eine Motion von Ivo Bischofberger (cvp, AI) an,
welche die Schaffung gesetzlicher Grundlagen für ein koordiniertes Vorgehen gegen
Internetkriminalität und im Bereich des Jugendmedienschutzes unter der Führung des
Bundes fordert. Bislang sind diverse Bundes-, aber auch interkantonale und kantonale
Stellen und Sondereinrichtungen mit entsprechenden Präventions- und
Schutzaufgaben sowie mit der Strafverfolgung betraut. Der Nationalrat wird die Motion
2011 behandeln. Bereits im Sommer hatte Nationalrätin Barbara Schmid-Federer (cvp,
ZH) eine parlamentarische Initiative (Pa. Iv. 10.473) mit gleicher Forderung eingereicht,
die im Berichtsjahr noch nicht zur Verhandlung ins Plenum gelangt war. 7

MOTION
DATUM: 16.09.2010
SUZANNE SCHÄR

1) AB NR, 2014, S.111 f.
2) AB SR, 2015, S. 734; Kommissionsbericht WBK-SR vom 22. Juni 2015; NZZ, 9.9.15
3) AB NR, 2009, S. 1007 (Hochreutener), 1017 (Allemann) und 1804 (Schmid-Federer). 
4) AB NR, 2011, S. 115 f., AB SR, 2011, S. 356 f. (zur Mo. Häberli-Koller); AB NR, 2011, S. 121 f. (zur Mo. Hochreutener); NZZ,
15.1.11, LT, 2.2.11, SGT 4.3. und 8.3.11, SN 28.5.11
5) AB NR, 2016, S. 910 ff.
6) AB NR, 2011, S. 1841; NLZ, 6.5.11.
7) AB SR 2010, S. 825 f.SGT, 5.7.2010; NZZ, 17.9.10.
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